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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Ein erstes Treffen der nach der bundesrätlichen Stellungnahme zu
Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
„Wohnungspolitischer Dialog“ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zürich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Repräsentanten der
Städte Zürich, Basel, Luzern, Nyon, Wädenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Bedürfnisse erörtern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und überspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevölkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus zu prüfen
sowie mittels Änderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhöhen. Ferner begrüsste die Arbeitsgruppe die Fortführung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. 1
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Bei der Überprüfung von 560 Mietparteien von subventionierten Wohnungen stellte die
Stadt Bern im Februar fest, dass etwa die Hälfte der Mietenden nicht alle Kriterien zum
Anspruch auf vergünstigten Wohnraum erfüllten. Die Bundeshauptstadt kündigte
daraufhin 237 Personen das Mietverhältnis und setzte für weitere 61 Mietparteien neue
Mietverträge auf. Der durch die "Schweiz am Sonntag" publizierte Bericht der Berner
Finanzdirektion sorgte für überregionale Schlagzeilen. Ein im Herbst publizierter
Untersuchungsbericht sprach denn auch von einem "schwerwiegenden Mangel"
aufgrund vernachlässigter Kontrollen der Mietverhältnisse zwischen 2001 und 2013. So
wurde beispielsweise nicht überprüft, ob sich die Lebensverhältnisse der Mieterin oder
des Mieters über die Zeit verändert hatten. Die Vorfälle in der Stadt Bern wurden
schweizweit als Einzelfall betrachtet. 2
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1) Medienmitteilung BWO vom 23.8.13; www.bwo.admin.ch.
2) Lit. Meyer; SO, 23.4.14; TA, 25.2.14; NZZ, TA, 26.2.14; NZZ, 16.9.14

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 1


